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Hoher: Strobl mit Fake News bei Fracking unterwegs

Keine FDP-Forderungen für Fracking am Bodensee.

Zur Meldung, wonach sich Innenminister Strobl gegen eine vermeintliche FDP-Forderung nach Fracking
am Bodensee positioniert hat und heimische Erdgasförderung ungeachtet einer sich zuspitzenden
Versorgungslage ablehnt, sagte der FDP/DVP-Abgeordnete des Wahlkreises Bodensee, Klaus Hoher:

 

„Mit seiner Behauptung, die FDP habe Fracking am Bodensee gefordert, hat Innenminister Strobl zur
fahrlässigen Verbreitung von Fake News beigetragen und in einem durchschaubaren Manöver von der
katastrophalen Krisenkommunikation der grün-schwarzen Landesregierung abzulenken versucht. Als
Fürsprecher für Versorgungssicherheit hat sich die FDP wiederholt für die pragmatische Prüfung
heimischer Förderpotenziale ausgesprochen. Wie Innenminister Strobl wissen sollte, liegen relevante
Erdgasvorkommen im Land keineswegs im Bodenseeraum, sondern an der Rheinschiene und nordöstlich
des Bodensees.

 

Nicht selten zählen die grün-schwarzen Kritiker heimischer Erdgasförderung zu lautstarken Befürwortern
der bald anlaufenden Flüssiggasimporte. Während Flüssiggas, in Wild-West-Manier gefrackt, erst aus
den USA oder Australien importiert werden muss, würde die heimische Förderung regionale
Besonderheiten berücksichtigen, deutsche und europäische Umweltstandards einhalten und dabei auch
den bei Flüssiggasimporten anfallenden Energie- und Transportaufwand vermeiden. Noch bis Anfang der
2000er Jahre konnten 20 Prozent des deutschen Gasverbrauchs durch heimische Quellen gedeckt
werden. Die Wiederaufnahme der Erdgasförderung könnte bereits in wenigen Monaten die
Versorgungslage stabilisieren und Wirtschaft und Gesellschaft spürbar entlasten. Als Trinkwasserregion
des Landes steht der Bodenseeraum zu Recht unter besonderem Schutz. Erdgasförderung sollte und
wird hier nicht ohne weiteres möglich sein. Grundsätzlich gilt aber: Bevor Pleiten, Prekarisierung und
Perspektivlosigkeit billigend in Kauf genommen werden, muss die Politik alle zur Verfügung stehenden
Potenziale pragmatisch prüfen.“


